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Magdalena Möhlenkamp 
(SPD)

In Bonn eine bezahlbare 
Wohnung zu finden ist keine 
Kleinigkeit. Die Mietbelas-
tung ist so hoch, dass viele 
Bonnerinnen und Bonner 
ca. 50 Prozent des Einkom-
mens für Wohnkosten ent-
richten. Das muss sich än-
dern. Es müssen jährlich 
1.000 Wohnungen gebaut 
werden. Dabei muss das 
Land dringend unterstüt-
zen: Nicht nur muss energie-
effizientes Bauen gefördert, 
auch müssen Grundstücke 
für Städte und Kommunen 
bereitgestellt werden. Es 
muss sichergestellt sein, 
dass alle Bonnerinnen und 
Bonner unabhängig vom 
Einkommen gut in unserer 
Stadt leben können. ■

Guido Déus  
(CDU)

In NRW steht die Rekordsum-
me von 1,1 Milliarden Euro 
jährlich für mietpreis-/bele-
gungsgebundenen Wohn-
raum zur Verfügung. An feh-
lenden Fördermitteln 
scheitert kein gutes Projekt. 
Wohnungsbau scheitert an 
der Verfügbarkeit von be-
zahlbaren Grundstücken 
und massiven Bürgerprotes-
ten, wenn die örtliche Maß-
stäblichkeit nicht eingehal-
ten wird. Ich setze mich ein 
für eine verbilligte Abgabe 
landeseigener Grundstücke, 
eine Stadtentwicklungsge-
sellschaft für Bonn und eine 
Politik mit Rückgrat „pro 
Wohnungsbau“. ■

Tim Achtermeyer  
(Bündnis 90/Die Grünen)

Bezahlbaren Wohnraum 
schaffen wir, wenn Flächen 
nicht mehr nach Höchst-
preis, sondern nach so-
zialen, ökonomischen und 
ökologischen Kriterien ver-
geben werden. Um das zu er-
möglichen, setze ich mich 
für eine rechtliche und fi-
nanzielle Stärkung der Kom-
munen ein.
Gleichzeitig wollen wir ge-
meinwohlorientierte Woh-
nungsunternehmen und 
 Genossenschaften unter-
stützen. Zudem brauchen 
Bonn und der Rhein-Sieg-
Kreis wieder mehr sozialen 
Wohnungsbau und eine 
rechtliche Begrenzung der 
Mietpreissteigerung. ■

Franziska Müller-Rech  
(FDP)

Wir wollen den Wohnungs-
bau sowohl durch Neubau 
als auch durch Wohnraum-
schaffung im Bestand vor-
antreiben und Bauen weiter 
erleichtern und beschleuni-
gen, insbesondere in stark 
nachgefragten Gebieten. 
Wir werden dafür sorgen, 
den Bau attraktiver zu ma-
chen und setzen dabei auf 
eine echte Um- und Ausbau-
kultur. Wir brauchen schnel-
lere Baugenehmigungen – 
durch Digitalisierung der 
Bauanträge, Verkürzung der 
Vollständigkeitsprüfung auf 
zehn Tage sowie mehr Wett-
bewerb zwischen den Kom-
munen. ■

Landtagswahl 2022
Wir haben allen demokra tischen Parteien, die am 15. Mai 2022 für den Landtag NRW kandidieren, nach folgende Frage ge-
stellt und veröffentlichen die bis zum Redaktionsschluss eingegangenen Antworten. 
Mehr Infos zur #LTW2022 gibt es auf unserer Website unter www.mieterbund-bonn.de/service/wahl-2022 und auf unseren 
Social- Media-Kanälen. ■

Bonn und der Rhein-Sieg-Kreis brauchen dringend mehr bezahlbaren Wohnraum. Was werden Sie tun, wenn 
Sie für die kommenden fünf Jahre in den Landtag gewählt werden, um diesen Mangel zu beheben?
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Bundesbauministerin besucht  
Bündnis Wohnen Bonn 

Viel Zeit hatte Bundesbau-
ministerin Klara Geywitz 
mitgebracht bei ihrem Be-
such in Bonn. Das Bündnis 
Wohnen in Bonn, bestehend 
aus Wohlfahrtsverbänden, 
DGB und Mieterbund, hatte 
zunächst auf eine Baustelle 
der Caritas geladen, wo 
durch den plötzlichen Weg-
fall der KfW-Förderung 
beim Bau von 20 Wohnun-
gen 600.000 Euro in der Fi-
nanzierung fehlen. 
Beim anschließenden Ge-
spräch in der Geschäftsstelle 
des Mieterbundes sprach 
Mieterbund-Chef Bernhard 
„Felix“ von Grünberg The-
men an, die in Bonn und der 
Region unter den Nägeln 
brennen. Hierzu zählt, dass 
der Bund in Bonn und dem 
Rhein-Sieg-Kreis mehr be-
zahlbare Wohnungen bauen 
müsse für Bundesbedienste-
te und Mitarbeiter von Orga-
nisationen, die mit der Hilfe 
des Bundes in die Region ge-
kommen sind. Auch müsse 
es eine Förderung für den 

Werkwohnungsbau geben, 
damit Firmen für ihre Mit-
arbeiter bauen können. 
Geywitz betonte, dass die 
Wohnungsfrage Bestandteil 
eines neuen Bonn-Berlin-
Vertrages sein müsse. Sie 
werde sich auch für eine 
neue Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit einsetzen. 

Wohnbündnis auf  
Bundesebene 
Auch auf Bundesebene soll 
es ein Bündnis für Wohnen 
wie auf lokaler Ebene, er-
gänzt um die Umweltverbän-
de, geben. Hierbei ginge es 
vor allem um bezahlbare 
Wohnungen. Auch die Neu-
einführung einer gemein-
nützigen Wohnungswirt-
schaft ist ein wesentliches 
Anliegen, um die Bündnis-
partner zu motivieren, wie-
der gemeinwohlorientierten 
Wohnungsbau zu beginnen. 

Obdachlosigkeit beseitigen 
Barbara Steenbergen, stellv. 
Vorsitzende unseres Vereins 
und Vertreterin der interna-

tionalen Mieterorganisation 
IUT in Brüssel, verwies auf 
das Ziel der EU, bis 2030 Ob-
dachlosigkeit zu beseitigen. 
Dies ist eine große Heraus-
forderung für Deutschland 
und die regionale Woh-
nungspolitik. Neben einer 
unmittelbaren Bauförde-
rung müsse es Konzepte für 
die mittelfristige Betreuung 
von Wohnungslosen geben. 
Steenbergen appellierte an 
Geywitz, dass der Bund EU-
Gelder auch abrufen solle. 
Bernhard von Grünberg sag-
te, die CO2-Abgabe müsse so 
umgestaltet werden, dass 
Vermieter, die über die Hei-
zungsart bestimmen, bei äl-
teren Anlagen viel mehr zah-
len müssen als bei jüngeren 
Anlagen. Nur so könne man 
erreichen, dass Vermieter 
ihre Heizungen austau-
schen. Selbstverständlich 
müssten die Mittel für den 
energieeffizienten Umbau 
vom Bund zur Verfügung ge-
stellt werden. Hier dürfe es 
keine Hängepartie geben. ■
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Thomas Rauch  
(Volt)

Die öffentliche Hand muss 
als Bauherrin deutlich akti-
ver werden. Zusätzlich will 
Volt mit der Einführung ei-
ner Wohngemeinnützigkeit 
auch den privaten Woh-
nungsmarkt beleben. Wir 
wollen die Förderung des 
Mietkaufs und eine hälftige 
Grunderwerbsteuer bei 
Selbstnutzung. Die Kommu-
nen sollen ihre Grundstücke 
nur noch im Erbbaurecht 
vergeben und strategische 
Bodenfonds schaffen. Miss-
bräuchliche Wohnraumnut-
zung muss bekämpft wer-
den. Die Umnutzung von 
Büros zu Wohnungen und 
der Bau von Werkswohnun-
gen sind zu erleichtern. ■

Bundesbauministerin Klara Geywitz (Mitte, im hellen Mantel) war zu Besuch in Bonn
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